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7. Wahlperiode 

04. 10. 74 
Sachgebiet 422 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Lenzer, Benz, Dr. Franz, Hösl, Pfeffermann, Dr. Freiherr 
Spies von Büllesheim, Dr. Stavenhagen, Engelsberger, Frau Dr. Walz 
und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Förderung der Tätigkeit der Arbeitnehmererfinder und freien Erfinder 
in der Bundesrepublik Deutschland 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Wie hat sich die Zahl der patentierten und verwerteten 
Erfindungen in der Bundesrepublik Deutschland seit 1949 
entwickelt und welchen Beitrag leisteten hierzu Arbeit- 
nehmererfinder und freie Erfinder? 

2. Warum hat das Bundesministerium für Forschung und 
Technologie dem Deutschen Erfinderverband die staatliche 
Förderung von Arbeitnehmererfindern und sonstigen Er- 
findern abgelehnt? 

3. Warum wird der Beirat des Bundesministeriums der Justiz 
für gewerblichen Rechtsschutz nicht paritätisch mit Vertre- 
tern der deutschen Erfinderverbände und Vertretern der 
Verwerter (Industrie, Handwerk) besetzt? 

4. In welcher Weise wurden bisher durch die Bundesregierung 
die Erfinder als die eigentlich Betroffenen vor Gesetz- 
gebungsmaßnahmen auf dem Gebiet des gewerblichen 
Rechtsschutzes angehört? 

5. Hält die Bundesregierung eine Verbesserung der Markt- 
verhältnisse für die Verwertung von Erfindungen und 
Schutzrechten zum Zwecke des Ausgleichs der unterlegenen 
Marktposition der Erfinder für notwendig und welche Maß- 
nahmen hat die Bundesregierung in dieser Hinsicht bereits 
vorbereitet? 

6. Warum will das Ministerium für Forschung und Techno- 
logie keine Sammelstelle für technische Probleme von Indu- 
strie und Handwerk zwecks Anregung aktueller, volks- 
wirtschaftlich wertvoller Erfindungen mit öffentlichen Mit- 
teln fördern oder als staatliche Erfinderbörse ausgestalten? 
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7. Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß das Arbeitneh- 
mererfindergesetz in seiner Fassung vom 25. Juli 1957 auf- 
grund der nunmehr vorliegenden Erfahrungen unverändert 
beibehalten werden sollte? 

8. Wie beurteilt die Bundesregierung insbesondere § 12 Abs. 3 
des Arbeitnehmererfindergesetzes, wonach der Arbeitgeber 
die Entschädigung für die Enteignung des geistigen Eigen- 
tums seines Arbeitnehmererfinders einseitig festsetzen 
kann, und besteht nach Ansicht der Bundesregierung hier 
noch ein Zusammenhang mit der VO vom 12. Juli 1942 über 
die Behandlung von „Gefolgschaftsmitgliedern"? 

9. Ist es der Bundesregierung bekannt, daß bei unzureichen- 
der Festsetzung der Höhe der Arbeitnehmererfindungsver- 
gütung nur in Ausnahmefällen die hierfür eingerichtete 
Schiedsstelle und noch viel seltener die hierzu berufenen 
Patentgerichte angerufen werden und daß letzteres in der 
Regel erst nach der Beendigung des Dienstverhältnisses 
geschieht? 

10. Geht es hieraus nicht hervor, daß die einseitige Festsetzung 
der Höhe der Arbeitnehmererfindungsvergütung durch den 
Arbeitgeber und deren Endgültigkeit, wenn der Arbeitneh- 
mer aus Angst vor der Kündigung kein Rechtsmittel ein- 
legt, eine ständige und gesetzlich geförderte Gefährdung 
des Betriebsfriedens erzeugt? 

11. Ist der Bundesregierung bekannt, daß das Arbeitnehmer- 
erfindergesetz dem Arbeitnehmer keinen Schutz davor bie- 
tet, wenn der Arbeitgeber nach Erfüllung der Meldepflicht 
des Arbeitnehmers behauptet, dessen Diensterfindung sei 
ihm bereits bekannt oder sie sei vom Arbeitgeber oder dem 
Vorgesetzten des Arbeitnehmers maßgeblich miterfunden 
worden? 

12. Ist es noch tragbar, daß der Arbeitnehmererfinder in dem 
Konkurs des Arbeitgebers nach § 27 des Arbeitnehmer- 
erfindergesetzes nur ein Vorkaufsrecht und auch dieses nur 
für den Fall der Verwertung der ursprünglichen Arbeitneh- 
mererfindung durch den Konkursverwalter besitzt? 

13. Wäre es hier nicht angemessen, dem Arbeitnehmererfinder 
hinsichtlich seines ursprünglichen geistigen Eigentums im 
Konkurs des Arbeitgebers ein gesetzliches Aussonderungs- 
recht zuzubilligen? 

14. Hält es die Bundesregierung für richtig, daß der Arbeitneh- 
mererfinder bei unbeschränkter Inanspruchnahme seiner 
Diensterfindung durch den Arbeitgeber weder deren Aus- 
wertung noch deren Übertragung verlangen kann und daß 
ihm insbesondere große Schwierigkeiten beim Nachweis 
der angemessenen Höhe für die Arbeitnehmererfindungs- 
vergütung für sogenannte „Schubladenpatente" entstehen? 
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15. Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeit, Ent- 
scheidungen über die Arbeitnehmererfindungsvergütung 
einer unparteiischen behördlichen Stelle zu übertragen, 
diese mit den notwendigen Auskunftsrechten und dem 
Recht einer Beweisaufnahme auszustatten sowie zur Wah- 
rung des Betriebsfriedens im Rechtsstreit ausschließlich 
diese behördliche Stelle als den Antragsgegner zu be- 
handeln? 

16. Warum werden die entsprechenden Richtlinien für Arbeit- 
nehmererfindungsvergütungen nicht verbessert und einst- 
weilen die sich aus diesen Richtlinien ergebende Vergü- 
tung im Falle erfolgreicher Verwertung nicht als Mindest- 
entgelt des Arbeitnehmers normiert? 

17. Ist der Bundesregierung bekannt, daß das Kunststoff- 
spritzen von deutschen Erfindern maßgeblich beeinflußt, das 
Patent aber dennoch mangels „Erfindungshöhe" versagt 
worden ist? 

18. Würde demgemäß die wirtschaftliche Lage der deutschen 
Erfinder durch eine Ergänzung zu § 1 des Patentgesetzes 
nicht wesentlich verbessert, daß nämlich im Zweifel die 
geforderte Erfindungshöhe eines Patentes bejaht werden 
muß, wenn sich der Erfindungsgegenstand als von erheb- 
licher volkswirtschaftlicher Bedeutung erwiesen oder sich 
auf dem Markte durchgesetzt hat (negative Legalinterpre- 
tation des Rechtsprechungsrechts zur Erfindungshöhe)? 

19. Würde die Lage der deutschen Erfinder und der Verwerter 
von Erfindungen nicht wesentlich verbessert, wenn eine 
Frist von äußerstenfalls fünf Jahren ab Patenterteilung für 
die Erhebung einer Nichtigkeitsklage nach § 13 Patent- 
gesetz (wieder) eingeführt würde? 

20. Was soll sonst seitens der Bundesregierung geschehen, um 
die wirtschaftliche und soziale Lage der deutschen Erfinder 
wesentlich zu verbessern und das Interesse am Erfinden 
und Anmeiden einer Erfindung zu heben? 


Bonn, den 4. Oktober 1974 


Lenzer 
Benz 
Dr. Franz 
Hösl 

Pfeffermann 

Dr. Freiherr Spies von Büllesheim 
Dr, Stavenhagen 
Engelsberger 
Frau Dr. Walz 

Carstensr Stücklen und Fraktion 
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